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Achte Verordnung 
zur Änderung der  

SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung
Vom 20. Oktober 2020

Auf Grund des § 32 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung

Die SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung vom 23. Juni 
2020 (GVBl. S. 562), die zuletzt durch Verordnung vom 6. Oktober 
2020 (GVBl. S. 762) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 werden die folgenden neuen Absätze 4 und 5 
angefügt:

„(4) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum im Freien, ins-
besondere auf Straßen, Wegen, Plätzen und in Grünanlagen 
ist in der Zeit von 23 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages nur  
allein, im Kreise der in § 1 Absatz 3 genannten Personen, 
sowie für bis zu fünf Personen aus mehreren Haushalten 
oder Angehörigen von zwei Haushalten gestattet. § 5 Ab-
satz 7 und § 6 bleiben unberührt.

(5) Absatz 4 gilt nicht
1. für Aufenthalte im öffentlichen Raum zum Zweck der 

Berichterstattung durch Vertreterinnen und Vertreter von 
Presse, Rundfunk, Film oder anderen Medien,

2. für die Ausübung beruflicher, mandatsbezogener oder eh-
renamtlicher Tätigkeiten, einschließlich der jahreszeitlich 
bedingt erforderlichen Bewirtschaftung landwirtschaftli-
cher, gartenbaulicher und forstwirtschaftlicher Flächen,

3. für die Benutzung des öffentlichen Personennahver-
kehrs, von Eisenbahnen und Flugzeugen, Fähren, Fahr-
gastschiffen und von Kraftfahrzeugen, mit denen eine 
entgeltliche oder geschäftsmäßige Beförderung erfolgt 
oder die zu beruflichen und dienstlichen Zwecken von 
Mitarbeitenden gemeinsam genutzt werden müssen.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„Die nach Satz 1 Verantwortlichen stellen die Einhaltung der 
in dem Schutz- und Hygienekonzept festgelegten Schutz-
maßnahmen sicher.“

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Bei der Erstellung des Schutz- und Hygienekonzepts sind 
die einschlägigen Empfehlungen des Robert Koch-Instituts 
zum Infektionsschutz in ihrer jeweiligen Fassung und die 
Vorgaben der jeweiligen Arbeitsschutzbehörden zu berück-
sichtigen und die Vorgaben dieser Verordnung und der Ver-
ordnung nach Absatz 3 zu beachten.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die jeweils zuständige Senatsverwaltung kann im 

Einvernehmen mit der für Gesundheit zuständigen Senats-
verwaltung in einem bereichsspezifischen Hygienerahmen-
konzept Näheres zu den Anforderungen an das Schutz- und 
Hygienekonzept nach Absatz 2, einschließlich Vorgaben zu 
Auslastungsgrenzen, Zutritts- und Besuchsregelungen, be-
stimmen. Die jeweils zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit der für Gesundheit zustän-
digen Senatsverwaltung, Bestimmungen nach Satz 1 auch 
durch Rechtsverordnung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des 
Infektionsschutzgesetzes zu treffen.“ 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Veranstaltungen 

gemäß § 6 Absatz 3 Nummer 2 und 3.“
3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort „Art“ die 
Wörter „und Einkaufszentren (Malls)“ eingefügt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 1a eingefügt:
„(1a) Jede Person ist angehalten, eine Mund-Nasen- 

Bedeckung im öffentlichen Raum im Freien an Orten zu  
tragen, an denen der Mindestabstand nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 in der Regel nicht eingehalten werden kann, insbe-
sondere in Einkaufsstraßen und anderen belebten Straßen 
und Plätzen. Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist auf Märkten, 
in Warteschlangen und in folgenden Bereichen zu tragen:
1. Tauentzienstraße in den Ortsteilen Charlottenburg und 

Schöneberg,
2. Wilmersdorfer Straße im Ortsteil Charlottenburg,
3. Kurfürstendamm in den Ortsteilen Wilmersdorf und 

Charlottenburg,
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4. Altstadt Spandau,
5. Schloßstraße im Ortsteil Steglitz,
6. Bergmannstraße im Ortsteil Kreuzberg,
7. Friedrichstraße im Ortsteil Mitte,
8. Karl-Marx-Straße im Ortsteil Neukölln,
9. Bölschestraße im Ortsteil Friedrichshagen,
10. Alte Schönhauser Straße im Ortsteil Prenzlauer Berg.“

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist von Teilnehmerin-

nen und Teilnehmern an Versammlungen im Sinne von Arti-
kel 8 des Grundgesetzes und Artikel 26 der Verfassung von 
Berlin zu tragen. Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen- 
Bedeckung nach Satz 1 gilt unbeschadet von Absatz 4 nicht 
für Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
1. an Versammlungen unter freiem Himmel

a) mit nicht mehr als insgesamt 100 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern, sofern diese auf gemeinsames 
Skandieren und Singen sowie Sprechchöre verzich-
ten oder 

b) die als Aufzug unter ausschließlicher Nutzung von 
Fahrzeugen durchgeführt werden;

2. an Versammlungen in geschlossenen Räumen, soweit 
sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf ihrem 
Sitzplatz aufhalten.

Die Versammlungsbehörde kann das Tragen einer Mund-Na-
sen-Bedeckung auch in den Fällen der Nummer 1 anordnen, 
wenn die im Schutz- und Hygienekonzept gemäß § 5 Ab-
satz 2 Satz 1 vorgesehenen Maßnahmen nach den im Zeit-
punkt des Erlasses der Anordnung erkennbaren Umständen 
zur Vermeidung von Infektionen nicht ausreichen. Die Ver-
sammlungsbehörde kann zur Beurteilung dieser Frage beim 
zuständigen Gesundheitsamt eine infektionsschutzrechtli-
che Bewertung einholen. § 17a Absatz 2 des Versammlungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. No-
vember 1978 (BGBl. I S. 1789), das zuletzt durch Artikel 150 
des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, steht dem Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
zum Infektionsschutz nicht entgegen.“

d) Absatz 4 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
„2. Personen, die auf Grund einer ärztlich bescheinigten ge-

sundheitlichen Beeinträchtigung, einer ärztlich beschei-
nigten chronischen Erkrankung oder einer Behinderung 
keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen können,“

4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das Nähere hierzu und zu Besuchsregelungen bestimmt die 
für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung durch Rechts-
verordnung nach Maßgabe des § 32 Satz 1 des Infektions-
schutzgesetzes.“

b) Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Zuschauende sind unter Einhaltung der in § 6 festgeschrie-
benen Personenobergrenzen für zeitgleich Anwesende bei 
einer Veranstaltung, wobei die für den Spielbetrieb erforder-
lichen Personen bei der Berechnung der Personenobergren-
ze berücksichtigt werden, zulässig, soweit das Nutzungs- 
und Hygienekonzept des jeweiligen Fachverbandes keine 
geringere Personenobergrenze vorsieht.“

5. § 6 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Abweichend von Absatz 1 sind private Veranstaltungen 

oder private Zusammenkünfte im Freien nur mit bis zu 25 zeit-
gleich Anwesenden zulässig. Abweichend von Absatz 2 sind 
private Veranstaltungen oder private Zusammenkünfte in ge-
schlossenen Räumen nur im Kreise der in § 1 Absatz 3 genann-
ten Personen oder der Angehörigen von zwei Haushalten oder 

der Angehörigen eines Haushalts mit bis zu fünf weiteren zeit-
gleich anwesenden Personen zulässig.“

6. In § 7 werden die Absätze 7 und 8 gestrichen.
7. § 9 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe b wird das Wort „oder“ durch ein Komma  
ersetzt.

b) Nach Buchstabe b wird folgender neuer Buchstabe c einge-
fügt:
„c)   der Funktionsfähigkeit der Verfassungsorgane des Bun-

des und der Länder oder“
c) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe d.

8. § 12 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefügt:

„1a.  entgegen § 1 Absatz 4 sich im öffentlichen Raum mit 
anderen als den dort genannten Personen gemeinsam 
aufhält und keine Ausnahme nach § 1 Absatz 5, § 5 Ab-
satz 7 oder § 6 vorliegt,“

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2.   entgegen § 2 Absatz 1 als Verantwortliche oder Verant-

wortlicher auf Verlangen kein Hygienekonzept vorlegt, 
soweit keine Ausnahme nach § 2 Absatz 4 vorliegt, 
oder die Einhaltung der im Schutz- und Hygie ne-
konzept festgelegten Schutzmaßnahmen nicht sicher-
stellt,“

c) In Nummer 6 werden nach der Angabe „und 11“ die Wörter 
„oder Absatz 1a Satz 2“ eingefügt. 

d) In Nummer 12 wird die Angabe „Absatz 7“ durch die An-
gabe „Absatz 6“ ersetzt. 

e) In Nummer 13 wird die Angabe „Absatz 8“ jeweils durch 
die Angabe „Absatz 7“ ersetzt. 

f) In Nummer 14 wird die Angabe „Absatz 9“ durch die An-
gabe „Absatz 8“ ersetzt. 

g) In Nummer 15 wird die Angabe „Absatz 10“ durch die An-
gabe „Absatz 9“ ersetzt.

h) In den Nummern 16 bis 21 wird die Angabe „Absatz 12“ 
jeweils durch die Angabe „Absatz 11“ ersetzt.

i) Nummer 24 wird wie folgt gefasst:
„24.  entgegen § 6 Absatz 4 Satz 1 als Verantwortliche oder 

Verantwortlicher von privaten Veranstaltungen oder 
privaten Zusammenkünften im Freien die Einhaltung 
der zulässigen Teilnehmendenzahl nicht gewährleistet,“

j) Nummer 25 wird wie folgt gefasst:
„25.  entgegen § 6 Absatz 4 Satz 2 als Verantwortliche oder 

Verantwortlicher von privaten Veranstaltungen oder 
privaten Zusammenkünften in geschlossenen Räumen 
mit anderen als den dort genannten Personen private 
Veranstaltungen oder private Zusammenkünfte in ge-
schlossenen Räumen durchführt,“

k) Nummer 34 wird aufgehoben.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Oktober 2020

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r 
Regierender Bürgermeister

Dilek  K a l a y c i
Senatorin für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung
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